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	Hundehaltung	


Antrag auf Nichtigkeitsfeststellung eines Verwaltungsaktes gem. § 44 Abs. 5 VwVfG


Sehr geehrter Herr Bürgermeister,


bekanntlich bin ich Eigentümer und Halter eines verhaltensunauffälligen Hundes der Rasse ......, die in Hessen „gelistet“ ist. Allein aufgrund der Listung galt ich als Halter eines „gefährlichen“ Hundes.





Nach mittlerweile ständiger höchstrichterlicher Rechtsprechung (BVerwG vom 03.07.2002 - 6 CN 5.01, 6.01, 7.01, 8.01 - in BVerwGE 116, 347 = DÖV 2003, 81 = NVwZ 2003, 95 = DVBl 2002, 1562; OVG Magdeburg vom 12.12.2002 - 2 K 204/02 -; BVerwG vom 18.12.2002 - 6 CN 1.02, 3.01, 4.01 -; VGH Kassel Beschlüsse vom 04.03.2003 – 11 N 3132/02 Re – sowie vom 01.04.2003 – 11 N 2751/02 Re -; BVerwG vom 20.08.2003 – 6 CN 2.02 ; 3.02, 4.02, 5.02; VG Hamburg vom 01.09.2003 – 5 VG 3300/03) steht unstreitig fest, dass die ersten drei Regelungsversuche des Hessischen Ministers des Inneren und für Sport, nämlich die





KampfhundeVO vom 05.07.2000 (GVBl. I., S. 355), in kraft seit dem 15.07.2000


GefahrenabwehrVO gefährliche Hunde vom 15.08.2000 (GVBl. I., S. 411 ff.),


HundeVO vom 10.05.2002 (GVBl. I., S. 90 ff.) in kraft bis zum 07.02.2003,





allesamt wegen Fehlens einer gesetzlichen Ermächtigungsgrundlage rechtsstaatswidrig, undemokratisch und nichtig waren. Wörtlich führt das BVerwG aus:





„Aus dem rechtsstaatlichen und demokratischen Verfassungssystem (Art. 20 Abs. 1 und 3, Art. 28 Abs. 1 GG) folgt, dass in einem Gesetz, durch das die Exekutive zum Erlass von Rechtsverordnungen ermächtigt wird, Inhalt, Zweck und Ausmaß der erteilten Ermächtigung bestimmt werden. Das Parlament soll sich seiner Verantwortung als gesetzgebende Körperschaft nicht dadurch entäußern können, dass es einen Teil der Gesetzgebungsmacht der Exekutive überträgt, ohne die Grenzen dieser Kompetenzen bedacht und diese nach Tendenz und Programm so genau umrissen zu haben, dass schon aus der Ermächtigung erkennbar und vorhersehbar ist, was dem Bürger gegenüber zulässig sein soll. Das Erfordernis hinreichender Bestimmtheit stellt die notwendige Ergänzung und Konkretisierung des aus dem Demokratie- und Rechtsstaatsprinzip folgenden Grundsatzes des Vorbehalts des Gesetzes dar.“





Entsprechendes gilt für alle darauf gestützten Handlungen der hessischen Exekutive, insbesondere auf die o.g. Bestimmungen gestützte Verwaltungsakte der örtlichen Ordnungsbehörden, die im Zeitraum vom 15.07.2000 – 07.02.2003 erlassen wurden.





Daran ändert auch die nachträgliche Schaffung einer gesetzlichen Grundlage nichts (in Hessen: § 71 a HSOG eingefügt durch 6. Gesetz zur Änderung des HSOG v. 26.11.2003, GVBl. I. S. 704, in kraft ab 04.12.2002), weil das rechtsstaatliche Rückwirkungsverbot zu beachten ist, wie der VGH Kassel unmissverständlich klargestellt hat (VGH Kassel Beschlüsse vom 04.03.2003 – 11 N 3132/02 Re – sowie vom 01.04.2003 – 11 N 2751/02 Re).





Rechtsgrundlagen und darauf gestützte Verwaltungsakte, die undemokratisch und rechtsstaatswidrig sind, also mit der Rechtsordnung unter keinen Umständen vereinbar sein können, weil sie tragenden Verfassungsprinzipien und den der Rechtsordnung immanenten Wertvorstellungen widersprechen (BVerwG DVBl 1985, 624), verstoßen ohne weiteres gegen die guten Sitten i.S.d. § 44 Abs. 2 Nr. 5 VwVfG. Darüber hinaus leiden sie an einem besonders schwerwiegenden Fehler, der offenkundig war und ist (§ 44 Abs. 1 VwVfG).





Während der Geltungsdauer der undemokratischen und rechtsstaatswidrigen Verordnungen, also in Hessen vom 15.07.2000 – 07.02.2003, haben Sie folgende belastende Verwaltungsakte erlassen:


Bescheid vom ......, Aktenzeichen .........


Bescheid vom ......, Aktenzeichen .........


In den bzw. durch die Bescheide wurde u.a. mein Hund als „gefährlich“ bezeichnet, mir erhebliche vermögensmindernde Kosten und Gebühren aufgebürdet, Kennzeichnungen (Hund, Wohnung bzw.  Haus) und sonstige Nachweise etc. abverlangt, also individuelle materielle wie immaterielle Werte und Rechtsgüter erheblich beeinträchtigt.





Deshalb wird aus Gründen der Saturierung und Rehabilitierung beantragt,





nach § 44 Abs. 5 VwVfG festzustellen, dass die vorgenannten Bescheide nichtig waren.


hilfsweise: Festzustellen, dass die vorgenannten Bescheide rechtswidrig waren und sie nach § 48 VwVfG mit Wirkung für die Vergangenheit (ex tunc) aufzuheben.


Die Gebührenerhebung in Höhe von .... € im Bescheid vom ......, AZ .... mit Wirkung für die Vergangenheit (ex tunc) aufzuheben und den Betrag an den Antragsteller zurück zu zahlen.





Hieran besteht ein berechtigtes Interesse, um das missachtete Demokratie- und Rechtsstaatsprinzip wieder herzustellen, mich zu rehabilitieren und die rechtswidrig zugefügten Nachteile auszugleichen. Entgegenstehende öffentliche Interessen sind nicht im Ansatz erkennbar.





Ich halte es für eine rechtsstaatliche und demokratische Selbstverständlichkeit und Pflicht Ihrerseits, dass Sie in Umsetzung der höchstrichterlichen Urteile antragsgemäß entscheiden werden. Jede andere Entscheidung wäre dazu angetan, dass Vertrauen in die z.Z. amtierenden Repräsentanten der Exekutive und deren rechtsstaatliche Gesinnung tiefgreifend zu erschüttern.





Ihrer antragsgemäßen, andernfalls rechtsmittelfähigen Entscheidung sehe ich bis zum .... 2004 entgegen.





Für Rückfragen stehe ich Ihnen gern zur Verfügung.





Mit freundlichen Grüßen


Thomas Mustermann





Kopie: -


Anlage: -
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